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Julian Spadinger

1. Bekanntes zur Verhaltenszurechnung
Der Entscheidung vom 21. 5. 2025, 7 Ob 24/25t,1
liegt im Wesentlichen der folgende Sachverhalt zu-
grunde: Eine kaskoversicherte Segelyacht (Kata-
maran) war zu Schaden gekommen, indem sie in-
folge eines Unwetters von ihrem Liegeplatz abge-
trieben und auf felsigem Grund gestrandet war.
Sowohl im Zusammenhang mit dem Schadensein-
tritt (§§ 61 und 62 VersVG) als auch mit der Scha-
densabwicklung stand nun ein Fehlverhalten des
nutzungsberechtigten Schiffsführers (Skipper) im
Raum. Der OGH hatte sich daher in einem ersten
Schritt mit der versicherungsrechtlichen Zurech-
nung des Skippers an den Versicherungsnehmer
(eine Gesellschaft) auseinanderzusetzen.

In bereits bekannter Weise differenziert der
Fachsenat hierbei: Der Skipper des Katamarans
sei dem Versicherungsnehmer zunächst nicht als
Machthaber gemäß § 337 ABGB zuzurechnen.
Daher wirkten sich etwaige Verstöße gegen § 61
VersVG (grob fahrlässige Herbeiführung des Ver-
sicherungsfalles) und § 62 VersVG (Rettungsob-
liegenheit), konkret wohl eine unter Umständen
unzureichende Sicherung des Katamarans sowie
das Unterlassen einer womöglich zumutbaren
Rettung nach Loslösung des Schiffs von den Lei-
nen,2 nicht auf die Leistungspflicht des Versiche-
rers aus.3 Anders sei dies im Zusammenhang mit
Informationsobliegenheiten nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalles zu beurteilen, für die eine Zurech-
nung schon nach allgemeinen Grundsätzen des
bürgerlichen Rechts in Betracht komme.4 Ent-
scheidend für die Zurückverweisung an das Beru-
fungsgericht war diesbezüglich nun der Mangel an
Tatsachenfeststellungen: Es fehle an einer Sach-
verhaltsgrundlage für die Beurteilung der Anzeige-

pflichtverletzung selbst5 sowie für die Frage, ob
diese allenfalls mit dolus coloratus verletzt wurde,6
also mit dem Vorsatz, die Leistungspflicht des
Versicherers (etwa durch falsche Angaben) zu be-
einflussen. Eine mit diesem Vorsatz verletzte Ob-
liegenheit stellt den Versicherer unabhängig da-
von leistungsfrei, ob die falschen Angaben letzt-
lich ursächlich für die Feststellung seiner Leis-
tungspflicht waren (§ 6 Abs 3 VersVG). Eben
dieser Kausalzusammenhang, bei dessen Bestehen
der Versicherer schon bei grober Fahrlässigkeit des
Versicherungsnehmers leistungsfrei wäre, war im
vorliegenden Fall nun zweifelhaft. Die Ausfüh-
rungen des OGH dazu erscheinen besonders be-
deutsam und sollen im Folgenden vertieft werden.

2. Der Kausalzusammenhang 
des § 6 Abs 3 VersVG

Zwischen den Zeilen der Entscheidung lässt sich
herauslesen, dass die infrage stehende Aufklärungs-
pflichtverletzung vor allem für die erschwerte Fest-
stellung einer möglichen Verletzung der §§ 61
und 62 VersVG durch den Skipper ursächlich ge-
wesen sein dürfte. Wenn sich der Versicherer aber
selbst bei Kenntnis von einem solchen Verstoß
mangels Verhaltenszurechnung nicht auf Leis-
tungsfreiheit berufen hätte können,7 scheidet ein
Kausalzusammenhang gemäß § 6 Abs 3 VersVG
auf den ersten Blick aus.8 Die Obliegenheitsverlet-
zung hatte dann eben keinen Einfluss auf Fest-
stellung und Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung; er hätte ja auch bei ordnungsge-
mäßer Aufklärung leisten müssen.9

Lässt man das gefahrerhebliche Verhalten des
Skippers vorerst beiseite, ist freilich zu konstatieren,
dass der Kausalitätsgegenbeweis nach § 6 Abs 3
VersVG allgemein schon bei bloßer Verschlechte-
rung der Beweislage hinsichtlich der Feststellung
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verletzungen durch Dritte enthält. Der Fokus des Beitrags liegt dabei auf der Frage, welche
Rechtsfolgen das VersVG für Aufklärungspflichtverletzungen, die Regressausfälle des Versiche-
rers zur Folge haben, bereithält.

1 ZVers 2025, 236.
2 OGH 21. 5. 2025, 7 Ob 24/25t, Rn 4.
3 Denn vorbehaltlich der verbandsrechtlichen Zurechnung

gilt in Österreich bezüglich des risikoerheblichen Verhal-
tens das Selbstverschuldensprinzip; vgl RIS-Justiz
RS0080407; jüngst ausführlich Perner, Verhaltenszurech-
nung im Versicherungsrecht, VRW 2025, 51.

4 OGH 21. 5. 2025, 7 Ob 24/25t, Rn 23, mit entsprechen-
den Nachweisen der dazu herrschenden Meinung. Über-
dies weist der OGH in Rn 24 der zitierten Entscheidung
darauf hin, dass auch die vertragliche Vereinbarung für
eine Zurechnung spreche, weil der Skipper als autorisierte
Person im Schadensfall angegeben wurde und seine Funk-
tion schon im Vertragsabschlusszeitpunkt feststand.

5 OGH 21. 5. 2025, 7 Ob 24/25t, Rn 33.
6 OGH 21. 5. 2025, 7 Ob 24/25t, Rn 31.
7 Siehe Punkt 1.
8 So offenbar auch der grundsätzlich zutreffende Befund des

Berufungsgerichts; vgl OGH 21. 5. 2025, 7 Ob 24/25t,
Rn 9.

9 Dementsprechend kann sich mit Blick auf die Feststel-
lung der Leistungspflicht des Versicherers auch die Be-
weislage des Versicherers nicht verschlechtert haben; dazu
sogleich. Die allenfalls nicht mehr beweisbaren Umstände
sind ja gerade nicht deckungsrelevant.
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des Versicherungsfalles ausscheidet.10 Werden falsche Angaben
zum Schadenshergang gemacht, könnte die Beweislage auch
schon bezüglich der Verwirklichung des (objektiven) Risikos ver-
schlechtert werden.11 Anhaltspunkte dafür finden sich in der vor-
liegenden Entscheidung allerdings nicht.

Damit zurück zur mutmaßlich verschleierten Schadensher-
beiführung oder -vergrößerung durch den Skipper: Diese hätte
den Versicherer – wie erwähnt – nicht von seiner Deckungs-
pflicht befreit, allerdings wohl zu einer anderen naheliegenden
Reaktion geführt: Nach Deckung gegenüber dem Versicherungs-
nehmer hätte der Versicherer einen Regressanspruch (§ 67 Abs 1
VersVG) gegen den schädigenden Skipper angestrengt. Der
OGH beschäftigte sich daher mit der Frage, ob auch ein ursäch-
lich bewirkter Ausfall etwaiger Regressansprüche zur Begründung
des erforderlichen Kausalzusammenhangs genügen kann. Er ver-
neint dies zutreffend: § 6 Abs 3 VersVG bezieht sich eben auf
„die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung“ 12 und nicht auf dessen Rückgriffsrecht.13

Dafür sprechen neben dem Wortlaut des § 6 Abs 3 VersVG
vor allem auch systematische Erwägungen: Jene Verhaltensanord-
nungen, die den Erhalt des Regressrechts betreffen, werden näm-
lich (abschließend) in § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG (sogenanntes
Aufgabeverbot) geregelt.14 Diese oftmals vergessene Obliegen-
heit15 sieht bei Aufgabe eines übergangsfähigen Anspruchs Leis-
tungsfreiheit des Versicherers insoweit vor, „als er aus dem An-
spruch ... hätte Ersatz erlangen können.“ Weil § 67 VersVG zu-
gunsten des Versicherungsnehmers zwingend ist (§ 68a VersVG),
dürfen diese Verhaltensanordnung und insbesondere ihre Rechts-
folgen vertraglich nicht ausgeweitet werden. Schon unter diesem
Blickwinkel (das Aufgabeverbot ist gegenüber § 6 Abs 3 VersVG
lex specialis) erscheint die Behandlung eines Regressverlustes durch

Verletzung einer vertraglichen Aufklärungsobliegenheit nach
Maßgabe des § 6 Abs 3 VersVG unzulässig.16 Sowohl die aus
§§ 33 und 34 VersVG folgenden als auch vertraglich vorgesehene
Informations- und Aufklärungspflichten nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalles sind also grundsätzlich, soweit sie funktionell der
Regressbetreibung dienen,17 mit Blick auf eine allfällige Leistungs-
freiheit an § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG zu messen.18

3. Auskunftspflichtverletzungen als Verstoß 
gegen das Aufgabeverbot?

§ 67 Abs 1 Satz 3 VersVG knüpft – wie erwähnt – nicht an die
Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, sondern an die Auf-
gabe eines Regressanspruchs an. Das rückt die Frage in den Vor-
dergrund, inwieweit aus dieser Bestimmung überhaupt eine Ob-
liegenheit zum aktiven Tätigwerden des Versicherungsnehmers
abgeleitet werden kann. Wenngleich der Gesetzgeber auf den ers-
ten Blick eher die Unterlassung vorsätzlicher Aufgabehandlungen
(etwa eines Anspruchsverzichts) vor Augen gehabt haben dürfte,19

sollte nicht zu vorschnell vor einer großzügigeren Auslegung zu-
rückgeschreckt werden. Zunächst spricht nichts dagegen, eine
Anspruchsaufgabe im Sinne des § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG auch
in der verspäteten Anzeige des Versicherungsfalles, der Angabe
unrichtiger Informationen oder der Unterlassung einer Aus-
kunftserteilung zu verorten.20 Gerade bei Bestehen kurzer Prä-
klusionsfristen (insbesondere § 6 DHG) kann nämlich schon die
verspätete Anzeige des Versicherungsfalles einem Anspruchsver-
zicht faktisch gleichkommen.21 Der wahre Schädiger, der nach
dem allgemeinen Normzweck der Legalzession wirtschaftlich
endbelastet sein soll, wird wegen des schleißigen Umgangs des
Versicherungsnehmers mit dem Anspruch von seiner Ersatz-
pflicht befreit. Diese Fälle der leichtfertigen Normzweckvereite-
lung zu vermeiden, ist meines Erachtens die zentrale ratio des
§ 67 Abs 1 Satz 3 VersVG. Freilich (und gerade dies war sicher-
lich auch der Grund für die vorsichtige Formulierung der Oblie-
genheit) soll der Versicherungsnehmer zugleich nicht überge-
bührlich in die Pflicht genommen werden, weil er sich ja gerade

10 Fenyves in Fenyves/Perner/Riedler, VersVG, § 6 Rz 115; Schauer, Die Aufklä-
rungspflicht nach dem Versicherungsfall in den Kfz-Versicherungen, VR
1996, 93 (99), unter Verweis auf den Zweck der Anzeigeobliegenheiten, die
Angaben des Versicherungsnehmers überprüfbar zu machen. Ein wirksamer
Kausalitätsgegenbeweis setzt nach der Rechtsprechung voraus, dass eine Be-
weislage hergestellt wird, die jener durch die Obliegenheitsverletzung beein-
trächtigten gleichwertig ist; vgl RIS-Justiz RS0081225.

11 Dies spricht der OGH an, wenn er in Rn 34 der hier besprochenen Ent-
scheidung statuiert, dass die Angabe zum Unfallablauf „jedenfalls aus Ex-
ante-Sicht abstrakt auf die Feststellung des Versicherungsfalles und der Leis-
tungspflicht des Beklagten Einfluss haben könnte“. Wieso es dabei aber auf eine
Ex-ante-Sicht ankommen soll, ist nicht klar.

12 Hervorhebung durch den Autor.
13 OGH 21. 5. 2025, 7 Ob 24/25t, Rn 28. Freilich ist zu bedenken, dass man-

che Stimmen das Regressrecht als Konkretisierung der Leistung des Versiche-
rers begreifen; vgl Rosch, Der gesetzliche Forderungsübergang nach der Re-
form des Versicherungsvertragsrechts § 86 VVG (2008) (2009) 61; Honsell,
Der Regreß des Sachversicherers nach § 67 VVG bei Gebrauchsüberlassung
an Dritte im österreichischen Recht (§ 67 VVG), VersR 1985, 301; Arm-
brüster in Prölss/Martin, VVG32 (2024) § 86 Rz 1. Die nachfolgenden syste-
matischen Erwägungen sprechen aber auch bei Zugrundelegung dieses Ver-
ständnisses gegen eine Berücksichtigung der Rückgriffsmöglichkeit im Rah-
men des § 6 Abs 3 VersVG.

14 Anders aber teilweise der ältere Meinungsstand im Zusammenhang mit dem
freilich etwas anders formulierten Kausalitätsgegenbeweis des § 62 VersVG;
vgl OGH 19. 4. 1979, 7 Ob 75/78, VersR 1980, 591; vgl auch Fenyves, Aktu-
elle Probleme der Subsidiaritätsklausel (1989) 15. Schon Scherrer (Versiche-
rungsrechtliche Schadensminderungspflicht [1992] 97 und 142) versteht den
Schadensbegriff des § 62 VersVG allerdings richtigerweise eng und schließt
eine Überschneidung mit § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG aus; in diesem Sinn auch
Kath, Der Regress des Versicherers (2011) 262; treffend auch Möller in Bruck/
Möller, VVG II8 (1979) § 62 Rz 10, wonach § 67 VersVG den „Schaden“ im
Sinne des § 62 VersVG schon voraussetzt, weshalb der Entfall von Regressan-
sprüchen nicht mehr Teil desselben sein kann; zur heute ebenso in diesem
Sinn herrschenden Meinung in Deutschland im Zusammenhang mit den
neuen §§ 82 und 86 deutsches VVG statt aller Looschelders in Langheid/
Wandt, Münchener Kommentar zum VVG I3 (2022) § 82 Rz 27; Schimikow-
ski in Rüffer/Halbach/Schimikowski, VVG5 (2025) § 82 Rz 10.

15 Zur (mit der Einführung des § 86 Abs 2 deutsches VVG in Deutschland
überholten) Diskussion rund um die Klassifizierung des Aufgabeverbots als
Obliegenheit oder als subjektiver Risikoausschluss Kath, Regress, 247 f.

16 Wie nämlich unter Punkt 3. noch näher gezeigt wird, sind die Hürden für
die Leistungsfreiheit beim Aufgabeverbot höher als bei § 6 Abs 3 VersVG.
Das zeigt schon der strengere Kausalzusammenhang: So knüpft § 67 Abs 1
Satz 3 VersVG hier an den tatsächlichen Regressausfall an, weshalb kausal
verursachte Beweisverschlechterungen – anders als bei § 6 Abs 3 VersVG
(siehe schon Fußnote 10) – keine Leistungsfreiheit zur Folge haben.

17 Wie in der gegenständlichen Entscheidung (und in ständiger Rechtspre-
chung) ausgesprochen, können sich die entsprechenden Auskunftspflichten
auch auf Umstände erstrecken, die für etwaige Regressansprüche bedeutsam
sind; vgl OGH 21. 5. 2025, 7 Ob 24/25t, Rn 27; RIS-Justiz RS0081010.
Der für die Leistungsfreiheit erforderliche Kausalzusammenhang lässt sich
aber – wie erwähnt – nur über § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG begründen.

18 Mit Blick auf §§ 33 und 34 VersVG ist dies für den Versicherer insofern
vorteilhaft, als ein Verstoß schon ex lege zur Rechtsfolge der Leistungsfreiheit
führen kann. Zeigt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall also viel
zu spät an, verstößt er damit unter Umständen auch gegen § 67 Abs 1 Satz 3
VersVG; siehe Punkt 3.

19 Die Motive des deutschen VVG 1908, 140, sprechen von „willkürlicher“ Be-
einträchtigung der Ersatzansprüche.

20 Aus § 118 VersVG, der für die Tierversicherung zusätzlich den Fall des Ver-
lorengehen-Lassens normiert, kann für § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG jedenfalls
kein überzeugender Gegenschluss gezogen werden; vgl Sieg in Bruck/Möller,
VVG II8, § 67 Rz 74; ausführlich und mwN zur Diskussion im alten deut-
schen Schrifttum Kath, Regress, 262 ff. Der Wortlaut des § 67 Abs 1 Satz 3
VersVG mag zwar ungünstig gewählt sein, auch nach gewöhnlichem
Sprachgebrauch verlangt die Aufgabe (etwa von Plänen oder Gewohnheiten)
aber kein aktives Tätigwerden.

21 Zu einem solchen Fall OLG Celle 11. 2. 1965, 1 U 186/64, VersR 1965,
349. Hier wurde das Verstreichen-Lassen einer einmonatigen Ausschlussfrist
durch den Versicherungsnehmer und Arbeitgeber als Aufgabe im Sinne des
§ 67 Abs 1 Satz 3 deutsches VVG alte Fassung eingeordnet. Der Versiche-
rungsnehmer hat dem Versicherer demnach ausreichend Gelegenheit zur
Entscheidung über die Geltendmachung etwaiger Regressansprüche zu ge-
ben und ihn auch über bestehende Ausschlussfristen zu informieren.
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versichert, um mühsame Schadenersatzbetreibungen auf den
Versicherer zu verlagern.22 Dieses der bezweckten Endbelastung
des Schädigers gegenüberstehende Anliegen erfordert, insbeson-
dere wenn das dem Versicherungsnehmer vorgeworfene Verhal-
ten in einer Unterlassung liegt, eine Erheblichkeitsschwelle: Die
gebotenen Maßnahmen zur Regresserhaltung müssen dem Ver-
sicherungsnehmer also auch zumutbar sein.23 Das Abstellen auf
ein Zumutbarkeitserfordernis sorgt für einen sachgerechten Inter-
essenausgleich im Einzelfall: Die zeitige Anzeige des Versiche-
rungsfalles und die wahrheitsgemäße Schilderung des schadens-
ursächlichen Sachverhalts wird dem Versicherungsnehmer im
Allgemeinen zumutbar sein, weshalb ein Unterlassen bei kausa-
lem Regressausfall Leistungsfreiheit zur Folge haben kann.24 Dass
hierfür – wie in der Lehre vertreten – aufgrund des Wortlauts
Vorsatz des Versicherungsnehmers vorliegen muss,25 überzeugt
nicht vollends. Systemkonformer wäre es mit Blick auf die
Grundkonzeption der sekundären Obliegenheiten im VersVG26

wohl, grobe Fahrlässigkeit genügen zu lassen.27

Grobe Fahrlässigkeit als Eintrittsschwelle für die (zumindest
abgestufte) Leistungsfreiheit des Versicherers ist nunmehr auch in
§ 86 Abs 2 deutsches VVG (Unterstützungsobliegenheit) vorgese-
hen, der 2008 das doch etwas mystische Aufgabeverbot abgelöst
hat und mit Blick auf die aktive Mitwirkung des Versicherungs-
nehmers bei der Regressbetreibung im Übrigen für mehr Klarheit
und Prominenz der Regressobliegenheit sorgen konnte. Stichwort
Prominenz: In Österreich sollte der Blick bei Fragen regressbe-
deutsamer Aufklärungspflichtverletzungen mit dem bisher Gesag-
ten vermehrt auf das Aufgabeverbot des § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG
gelenkt werden. Denn die darin vorgesehenen und soeben darge-
stellten Voraussetzungen für die Leistungsfreiheit sind – wie
ebenso erwähnt – zugunsten des Versicherungsnehmers zwin-
gend. Sie können daher auch nicht dadurch umgangen werden,
dass – wie vom OGH erwogen28 – dem Versicherer Schadener-

satzansprüche, die der Leistungsfreiheit wirtschaftlich betrachtet
gleichkommen, zugestanden werden.29 Ein davon abweichendes
Verständnis würde die engen Voraussetzungen des § 67 Abs 1
Satz 3 VersVG sowie den dahinterstehenden Interessenausgleich
schließlich ad absurdum führen.

4. Abschließende Betrachtung

Damit noch einmal zur vorliegenden Entscheidung: Wenngleich
der 7. Senat für § 6 Abs 3 VersVG die richtigen Schlüsse zieht, ist
die fehlende Berücksichtigung des § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG
durchaus zu bedauern. Doch könnte das Aufgabeverbot im ge-
genständlichen Fall überhaupt weiterhelfen? Es mag immerhin
eigenartig anmuten, dass der Skipper, dessen vermeintliche Falsch-
auskünfte dem Versicherungsnehmer ja zuzurechnen waren,30 die
gegen sich gerichteten Regressansprüche hier letztlich selbst auf-
geben würde und der Versicherungsnehmer dies gegen sich gel-
ten lassen müsste. Ob die Regeln zur Verhaltenszurechnung bei
Auskunftsverletzungen daher ohne Weiteres auch auf § 67 Abs 1
Satz 3 VersVG übertragen werden können, erscheint meines Er-
achtens auch mit Blick auf die Wertungen des Aufgabeverbots
zumindest nicht gesichert.31 Bei Ablehnung einer Verhaltenszu-
rechnung stellte sich freilich die Frage, inwieweit die Anzeige-
pflichtverletzung zumindest dem Skipper selbst schaden würde.
Dies kann wohl nur dann angenommen werden,32 wenn und so-
weit der Skipper in den Schutzbereich des Versicherungsvertrages
einbezogen ist (etwa im Wege einer Mitversicherung oder eines
anderweitigen Regressschutzes), womit auch eine gewisse Bindung
an Obliegenheiten einhergehen kann.33

22 Zu diesem Zweck des Versicherungsvertrages im Zusammenhang mit dem
Selbstverschuldensprinzip Perner, Privatversicherungsrecht2 (2024) Rz 4.85.

23 So treffend schon Kath, Regress, 264. Diesem Kriterium kommt auch be-
reits im Rahmen der §§ 33 und 34 VersVG entscheidende Bedeutung zu
(vgl § 34 Abs 2 VersVG; vgl auch Ramharter in Fenyves/Perner/Riedler,
VersVG, § 33 Rz 15; OGH 5. 11. 2014, 7 Ob 180/14t), sodass hinsichtlich
regressrelevanter Informationspflichten wohl von einem Gleichlauf ausge-
gangen werden kann.

24 Keineswegs wird es dem Versicherungsnehmer hingegen zumutbar sein, aktiv
Ansprüche gegen den Schädiger geltend zu machen: vgl (zumindest) zur
aktiven Klagsführung Kath, Regress, 266; OGH 19. 4. 2023, 7 Ob 3/23a:
Nach dem OGH könnte man die verfahrensgegenständliche Klausel („Der
Versicherungsnehmer oder die versicherte Person haben: ... Schadenersatzansprü-
che gegen Dritte form- und fristgerecht sicherzustellen“) bei kundenfeindlichs-
ter Auslegung dahin gehend verstehen, dass der Versicherungsnehmer Kla-
gen auf eigene Kosten einzubringen habe. Dies verstoße gegen § 879 Abs 3
ABGB. Bei Zugrundelegung dieser Vertragsauslegung müsste man freilich
auch einen Verstoß gegen § 68a VersVG annehmen, da eine Abweichung
von § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG zulasten des Versicherungsnehmers vorliegt.

25 Burtscher/Ertl in Fenyves/Perner/Riedler, VersVG, § 67 Rz 61, unter Beru-
fung auf Sieg in Bruck/Möller, VVG III8, § 67 Rz 78, der im Begriff „Auf-
gabe“ eine Indizwirkung für den Vorsatz erkennt.

26 Vgl § 6 Abs 3 und § 62 VersVG, die schon ab grober Fahrlässigkeit Leis-
tungsfreiheit vorsehen, sofern ein entsprechender Kausalzusammenhang
vorliegt. Vorsatz ([zumindest] bei § 6 Abs 3 VersVG in der Form des dolus
coloratus) wird indessen nur bei Fehlen eines Kausalzusammenhangs voraus-
gesetzt. Auch § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG erfordert aber – wie schon ausge-
führt – einen Kausalzusammenhang.

27 Vgl auch Kath, Regress, 248 ff. Wenngleich dem Aufgabeverbot auch ein
vom Versicherungsfall unabhängiger Anwendungsbereich zukommt und es
sich insofern um keine rein sekundäre Obliegenheit handelt, liegt die ihm
vorwiegend zugedachte Bedeutung natürlich im zeitlichen Bereich nach
Eintritt des Versicherungsfalles. Darüber hinaus dient § 67 Abs 1 Satz 3
VersVG – ebenso wie die sekundären Obliegenheiten (vgl Perner, Privatver-
sicherungsrecht2, Rz 4.64) – dem Zweck, den einmal eingetretenen Schaden
des Versicherers möglichst gering zu halten.

28 OGH 21. 5. 2025, 7 Ob 24/25t, Rn 28.

29 Zu entsprechenden Gedanken im Zusammenhang mit § 6 Abs 3 VersVG
Perner, Privatversicherungsrecht2 Rz 4.67 (sinngemäße Anwendung des § 6
Abs 3 VersVG auf aus §§ 33 und 34 VersVG folgende Schadenersatzpflich-
ten).

30 Siehe Punkt 1.
31 Zwar lässt sich die Grundidee der Verhaltenszurechnung bei sekundären

Obliegenheiten (nach der Lehre gemäß § 1313a ABGB per analogiam), wo-
nach der Versicherer nicht die Gefahr, dass ihm bei der Abwicklung des Ver-
sicherungsfalles falsche Auskünfte erteilt werden, übernimmt (vgl Perner,
VRW 2025, 54), auch auf § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG übertragen. Allerdings
stellt sich die Frage, ob den Versicherungsnehmer eine entsprechende Zu-
rechnung nicht zu sehr in seiner Freiheit, die versicherte Sache anderen zu
überlassen, einschränken würde. Denn dass der dauerhafte Sachnutzer (hier:
der Skipper) die erforderlichen Auskünfte nach Eintritt des Versicherungs-
falles eher erteilen kann als der Versicherungsnehmer, liegt auf der Hand.
Ob dann aber bei jeder regressbeeinträchtigenden Falschauskunft wirklich
von einer Anspruchsaufgabe im Sinne des den Versicherungsnehmer adres-
sierenden § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG ausgegangen werden kann, deren Ver-
meidung diesem zumutbar war, kann durchaus angezweifelt werden.

32 Ein völlig außenstehender Dritter ist nicht an die Verhaltensanordnungen
aus dem Versicherungsvertrag gebunden. Verschleiert ein Schädiger also
etwa, dass er den Versicherungsfall leicht fahrlässig herbeigeführt hat, und
entgeht dem Versicherer dadurch ein entsprechender Regressanspruch,
kommt ein Schadenersatzanspruch nach allgemeinen Regeln nicht in Be-
tracht (bloßer Vermögensschaden). Anders ist dies freilich bei betrügerischer
Falschanzeige zu beurteilen, da diesfalls ein das bloße Vermögen schützen-
des Schutzgesetz (§ 146 StGB) verletzt wird.

33 Zur Bindung des Regressgeschützten an Obliegenheiten Spadinger, Gedanken
zum Schutz des Mieters vor dem Regress des Gebäudeversicherers, VRW
2025, 58 (65 ff). Zwar wird man kaum davon ausgehen, dass der Regress-
pflichtige selbst an die Obliegenheit des § 67 Abs 1 Satz 3 VersVG gebunden
sein kann; eine Bindung besteht aber jedenfalls an die vertraglichen sekundä-
ren Obliegenheiten im Sinne des § 6 Abs 3 VersVG. Diesbezüglich erscheint
nun ein abweichender Kausalitätsgegenbeweis sachgerecht: Das Risiko der
Tatsachenverschleierung betrifft beim nicht versicherten Sachnutzer schließ-
lich in aller Regel den gegen ihn gerichteten Regressanspruch. Ihm gegenüber
stellt der Regressschutz überdies wohl die „Leistung“ des Versicherers im Sinne
des § 6 Abs 3 VersVG dar, deren Feststellung durch falsche Angaben ver-
schleiert werden könnte. Dies ist beim Träger des Sachersatzinteresses evident,
sollte aber auch für andere Regressschutzformen in Betracht gezogen werden.
Anders als der Versicherungsnehmer (als Eigentümer) müsste der Regressge-
schützte gemäß § 6 Abs 3 VersVG also den fehlenden Kausalzusammenhang
zu Feststellung und Höhe des Regressanspruchs (sowie den ebenso modifizier-
ten und fehlenden dolus coloratus) nachweisen, um geschützt zu bleiben.
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